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Dr. Priester/Na
AFRAC-Stellungnahme „Werterhellungszeitraum im Unternehmensrecht“
Sehr geehrter Herr Dr. Nessmann!
Wir dürfen Sie darüber informieren, dass wir aus dem Kreis der Fachverbände der Kreditwirtschaft auf Folgendes hingewiesen wurden:

Die Problematik wird  im Entwurf  der Stellungnahme insofern gesehen, als die Bilanzerhellungszeiträume bis zur Feststellung des Jahresabschlusses auszudehnen sind. Im Extremfall sind die Bilanzen zwischenzeitig mehrfach umzuschreiben. In der Lehre gibt es auch dazu unterschiedliche Ansätze.
Wir empfehlen eine gesetzliche Klarstellung und verweisen auf folgende Argumente:

Rz 14

Das UGB unterscheidet zwischen der Aufstellung des Jahresabschlusses und dessen Feststellung. Bis zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses sind gemäß § 201 Abs 2 Z 4 lit b UGB werterhellende Umstände zu berücksichtigen. Ab diesem Zeitpunkt besteht auf Grund des Wortlautes des Gesetzes keine Verpflichtung mehr Werterhellungen, die zu einem späteren Zeitpunkt bekannt werden, zu berücksichtigen. Die Möglichkeit, freiwillig eine später bekannt gewordene Werterhellung zu berücksichtigen (= Verschiebung des Aufstellungszeitpunktes durch das verantwortliche Organ), sollte nicht dazu führen, generell eine Ausdehnung des Werterhellungszeitraumes bis zum Zeitpunkt der Feststellung des Jahresabschlusses zu unterstellen. 

Eine derartige Annahme würde dazu führen, dass eine Prüfung des Jahresabschlusses und die Erteilung eines uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes erst nach der Feststellung des Jahresabschlusses möglich wären. Einer derartigen Vorgangsweise widerspricht aber der gesetzlich normierte Ablauf des Jahresabschlussprozesses und würde zu einer vollständigen Verunsicherung der verantwortlichen Organe einer Kapitalgesellschaft führen. 

Der Gesetzgeber hat den gesamten Jahresabschlussprozess unter das Leitbild der Erstellung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens- und Ertragslage gestellt. Dem würde aber eine Verschiebung des Wertaufhellungszeitraumes vom Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses hin zum Zeitpunkt der Feststellung des Jahresabschlusses widersprechen. 


Kapitel 7

Von der obigen generellen Aussage ist der Spezialfall von wesentlichen wertaufhellenden Erkenntnissen zu unterscheiden, die für sich betrachtet einen Widerruf eines Bestätigungsvermerkes nach sich ziehen würden. Wobei dieser Spezialfall von der Frage Zeitpunkt Aufstellung bzw. Feststellung des Jahresabschlusses völlig losgelöst ist, wie auch die Behandlung im Kapitel 7 der Stellungnahme zeigt. Wobei diese Ausführungen ein wesentliches Problem nicht behandeln, Änderung von bereits geprüften Jahresabschlüssen auf Grund in späteren Jahren aufgedeckter Malversationen. 

Aus den bisher bekannt gewordenen Malversationsfällen großer Kapitalgesellschaften ist ersichtlich, dass nur in jenen Fällen in denen die verantwortlichen Organe an der Malversation beteiligt waren, ein Widerruf des Bestätigungsvermerkes der Vorjahre erfolgte. In den übrigen Fällen wurde auf den sehr plakativen Widerruf des Bestätigungsvermerkes verzichtet und der Schadensfall im noch offenen Jahresabschluss verarbeitet. Folgt man dem Inhalt der AFRAC-Stellungnahme ist eine derartige, für das geschädigte Unternehmen kostengünstige und nicht rufschädigende Vorgangsweise in Zukunft nicht mehr möglich. 

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Anmerkungen.
Mit freundlichen Grüßen

Dr. Herbert Pichler

Bundeskreditsparte
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